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B ei uns zu Hause gibt es
schätzungsweise zehn
«dumme Kinder», fünf

«Schlampen», drei «Scheissop-
fer» sowie diverse «Affen» –
eine ganz normale Konversa-
tion am Mittagstisch unter zwei
eigentlich ganz anständigen
Kindern. Meine ich wenigstens.
Aber sagen Sie jetzt bloss nicht,
dass das bei Ihnen komplett an-

ders tönt. Das glaube ich Ihnen
nämlich nicht…

Was wäre die Welt ohne Be-
leidigungen und Schimpfwor-
te? Die Vorstellung ist irgend-
wie irreal, oder? Obwohl einem
solche Worte überhaupt nicht
gefallen, gehören sie nun mal in
unseren Alltag und sind all-
gegenwärtig. Es ist die Selbst-
definition und die Identitäts-
findung der Jugendlichen, die
diesen Jargon nur unter
Gleichaltrigen sprechen. Je
krasser, desto besser.

Wir waren es nicht, die sol-
che Wörter in Umlauf gebracht
haben – ich schwöre es. Auch
wenn die Eltern immer wieder
darauf hinweisen, dass es so
nicht geht, und selber garan-
tiert nicht so sprechen – die
«moderne Jugendsprache» hat
uns voll krass im Griff. Wenn
ich das Internet konsultiere,
bin ich sogar ganz froh, dass es
bei uns noch einigermassen ge-

sittet tönt. Da gibt es kein
«Arschfotzengesicht», kein
«Behindikind» und auch keinen
«Dünnschissgurgler». Gut, Af-
fen hat man auch schon ausser-
halb des Zoos zu Gesicht be-
kommen, vor allem im Stras-
senverkehr. Aber das ist ein an-
deres Thema…

Hier geht es um die Jugend-
sprache, die sich ständig weiter
entwickelt. Was gerade noch als
«cool» oder «geil» bezeichnet
wurde, ist plötzlich eher «por-
no» und dann schon wieder out.
Jede Generation hat ihre ganz
eigene Jugendsprache. Es gibt
nicht den richtigen Slang. Viel-
mehr begegnen wir ganz ver-
schiedenen Jugendsprachen,
die sich natürlich nicht nur von
Generation zu Generation, son-
dern auch von Region zu Re-
gion oder sogar von Gruppe zu
Gruppe unterscheiden.

Bleibt noch die Frage, ob El-
tern die aktuelle Jugendspra-

che erlernen und auch spre-
chen sollten? Kinder wollen
sich doch in erster Linie ab-
grenzen. Sie verwenden des-
halb Wörter, die vorab andere
provozieren sollen. Mitmachen
bringt nichts und ist sogar der
falsche Weg. Denn was in sol-
chen Fällen passieren kann,
zeigt das Beispiel Facebook, das
vom Jugendkanal zum Erwach-
senen-Spielzeug mutiert ist,
dem die heutigen Jungen mit
unverhohlener Freude fernblei-
ben.

Beruhigend ist doch, dass die
Wortbedeutungen meist viel
harmloser sind als vermutet.
Die «Schlampen» haben wir
wohl früher einfach als «Tüpfi»
abgekanzelt. Das ist nichts an-
deres als seinen Unmut zu äus-
sern und zu motzen.

Und da muss ich jetzt wirk-
lich «Lol» («laughing out loud»
oder laut herauslachen).
Theo Martin

Seeländer

Von Schlampen
und
ihren Eltern

Theo Martin
Redaktor

Kanton hält «besseren Westast» für schlechte Lösung
Biel Der Regierungsrat des Kantons Bern hält die Umfahrungs-Alternative «Westast – so besser!» für technisch machbar, lehnt eine vertiefte
Prüfung aber ab. Das Projekt verbessere die Bieler Verkehrssituation nicht. Unklar bleibt, wie die Kantonsregierung zu diesem Schluss kommt.

Lino Schaeren

Der Regierungsart des Kantons
Bern hält nichts vom Umfahrungs-
Alternativvorschlag «Westast – so
besser!». Das macht er in einem
gestern versendeten Communiqué
deutlich. Die Mitteilung wurde
gleichzeitig mit der Antwort auf
eine Motion veröffentlicht, die im
Kantonsparlament einen Fakten-
Check für das vom Komitee
«Westast – so nicht!» ausgearbeite-
ten Projekt fordert. Der parlamen-
tarische Vorstoss wird in der Juni-
Session behandelt.

Der Regierungsrat attestiert der
Alternative zwar, dass sie tech-
nisch wohl machbar wäre. Eine
«grobe Prüfung» des Vorschlags
habe aber gezeigt: Die verkehrli-
che Entlastung der Stadt Biel wäre
deutlich kleiner als beim vorlie-
genden offiziellen Ausführungs-
projekt, zudem müssten Gemein-
den und Kanton laut Regierungs-
rat bei der Alternative einen deut-
lich höheren Kostenanteil tragen.

Das Projekt «Westast – so bes-
ser!» sieht eine Westumfahrung
Biels ohne die Anschlüsse Bienne-
Centre und Seevorstadt vor, die
Autobahn soll in einem einspuri-
gen Tunnel durchgehend unterir-
disch geführt werden. Das dahin-
terstehende Komitee kämpft da-
mit für «einen stadtverträglichen
A5-Westast».

Astra will nicht geprüft haben
Die Kantonsregierung macht mit
dem Alternativprojekt nun aber
kurzen Prozess. Kurz auch des-
halb, weil der Regierungsrat zwar
sowohl in Communiqué als auch
in seiner Antwort auf die Motion
festhält, dass er einer weiteren
Prüfung negativ gegenüberstehe,
weil der Alternativvorschlag die
Verkehrssituation der Stadt Biel
«kaum verbessern würde». Er lie-
fert dazu auch eine Zahl: Insbe-
sondere auf der Ländte- und der
Bernstrasse würde bei einer Um-
setzung des Alternativprojekts
das Verkehrsaufkommen wegen
der fehlenden Anschlüsse immer
noch gross sein, «da nur rund 50
Prozent der verkehrlichen Wir-
kung des Ausführungsprojektes
erreicht werden könnte».

Einen Prüfbericht zum Projekt
«Westast – so besser!», und damit
die Grundlage, die zur Schluss-
folgerung «nicht weiter prüfens-
wert» führte, veröffentlichte der
Kanton bisher allerdings nicht.

Beim Kanton wird bei Fragen
auf die zuständige Regierungsrä-
tin Barbara Egger-Jenzer (SP)
verwiesen, die gestern für eine
Stellungnahme aber nicht er-
reichbar war. In seiner Mitteilung
schreibt der Regierungsrat im-
merhin, dass eine Überprüfung
des Alternativvorschlags «durch
Fachleute von Bund und Kanton»
zum Ergebnis geführt hätten.
Nur: Beim Bundesamt für Stras-
sen (Astra) will man davon nichts
wissen. «Das Astra legt Wert auf
die Feststellung, dass das Amt kei-
nen Prüfbericht in dieser Sache
erstellt hat», schreibt Thomas
Rohrbach, Sprecher des Astra, in
einer Stellungnahme.

Auf Nachfrage präzisiert er,
dass man beim Astra den Alterna-
tivvorschlag tatsächlich nicht für
die Berner geprüft habe. «Die
Aussage des Regierungsrats hat
inhaltlich zwar Hand und Fuss,
die verkehrlichen Auswirkungen
der beiden Anschlüsse wurden
schon in der offiziellen Projektie-
rung geprüft. Wir haben aber
nicht noch einmal zur Schlussfol-
gerung der Kantonsregierung bei-
getragen», sagt Rohrbach.

Wie der Kanton dennoch dazu
kommt, in seiner Stellungnahme

zu schreiben, dass das Astra «das
Verhältnis von Kosten und Wir-
kung des Alternativvorschlags als
ungenügend» erachte und «sich
negativ zum Alternativvorschlag
geäussert» habe, bleibt vorerst
unbeantwortet. Klar ist: Das Astra
teilt zwar die negative Sicht des
Kantons Bern auf «Westast – so
besser!» – dass man nun aber vor-
geschoben werden soll als aktiver
Mitarbeiter bei der Überprüfung
der Alternative, stösst beim Bund
sauer auf.

«Widerstand ignoriert»
Durch die Antwort des Regie-
rungsrats auf die Fakten-Check-
Motion bestätigt fühlt sich das
Komitee «Pro A5-Westast». Die
Überprüfung durch den Kanton
und die aufgedeckten Schwächen
der Alternative bestätigten, dass
das heutige Ausführungsprojekt
«die bestmögliche Variante für
die Westumfahrung» darstelle.
Das Pro-Komitee fordert deshalb
in einer Mitteilung, dass es nun
gelte, das Bewilligungsverfahren
des Ausführungsprojekts ohne
zusätzliche Verzögerung voran-
zutreiben. Das Komitee «Pro A5-
Westast» hatte die Stellung-
nahme der Kantonsregierung

überhaupt erst erwirkt – Peter
Moser (FDP), der die Motion ein-
gereicht hat, fungiert als Co-Prä-
sident der Vereinigung.

Alles andere als glücklich über
die ablehnende Haltung des Re-
gierungsrats ist man selbstredend
beim Urheber des Alternativpro-
jekts: Der Kanton ignoriere damit
den wachsenden Widerstand in
der Bevölkerung gegen den A5-
Westast, schreibt das Komitee
«Westast – so nicht!» als Reaktion
auf die Vorstoss-Antwort. Zudem
mache sich der Kanton mit seiner
Ablehnung «vom Täter zum Rich-
ter über sein eigenes Projekt».

Zwar forderte auch das Komi-
tee eine Gegenüberstellung der
beiden Varianten, «Westast – so
nicht!» verlange allerdings, dass
das Alternativprojekt durch ein
unabhängiges Expertengremium
überprüft werde und nicht durch
jene Behörden, die Urheber des
offiziellen Ausführungsprojekts
seien. An dieser Forderung, sagt
Daniel Sigrist vom Komitee-Vor-
stand, halte man weiter fest; zu-
dem erwarte «Westast – so
nicht!», in die weitere Ausarbei-
tung aktiv miteinbezogen zu wer-
den. «Ein Projekt, das im Fron-
dienst erarbeitet wurde und hin-

ter dem Tausende stehen, soll
korrekt angeschaut anstatt mit
oberflächlichen Argumenten ab-
geschmettert werden», so Sigrist.

Kosten nach oben korrigiert
Das Komitee hat seine Alterna-
tive in den vergangenen Monaten
nicht nur mit den Anschlüssen,
die als Einschnitte in den Städte-
bau wegfallen würden, angeprie-
sen. Man «lockte» bei der Präsen-
tation im vergangenen November
auch mit halber Bauzeit und hal-
bierten Kosten von «nur» noch 1,1
statt 2,2 Milliarden Franken. Zu-
mindest beim Kostenpunkt
musste das Komitee inzwischen
aber nach oben korrigieren, neu
soll die Alternative rund 1,6 Mil-
liarden kosten, so die Schätzung.

Dieser Punkt wird denn vom
Regierungsrat auch prompt auf-
genommen, «die Kostenfolgen
sind weit unsicherer als bisher
kommuniziert», schreibt er. Der
Kostenanstieg ist tatsächlich
massiv; hat sich das Komitee um
ganze 500 Millionen verrechnet?
Nein, verteidigt Sigrist, man habe
schlicht einzelne Teile des Pro-
jekts nicht miteingerechnet, etwa
den Porttunnel, der alleine mit
rund 250 Millionen zu Buche
schlägt. Das sei nun korrigiert
worden, das Projekt sei aber nach
wie vor günstiger als das Ausfüh-
rungsprojekt, das seinerseits
noch teurer werde durch all die
eingegangenen Einsprachen, so
Sigrist. Auf seiner Website wirbt
«Westast – so nicht!» weiterhin
mit der Kostenangabe von 1,1 Mil-
liarden Franken für sein Projekt.

Stadtrat diskutiert morgen
Während der Vorstoss von Peter
Moser erst im Juni im Grossen
Rat behandelt wird, beschäftigt
sich der Bieler Stadtrat bereits
morgen wieder mit dem Thema
Variantenvergleich – diesmal
steht das Postulat von Urs Scheuss
(Grüne) auf dem Programm, sei-
nerseits Vorstandsmitglied bei
«Westast – so nicht!». Der Vor-
stoss fordert vom Bieler Gemein-
derat, sicherzustellen, dass das Al-
ternativprojekt von unabhängiger
Seite mit dem aktuellen Ausfüh-
rungsprojekt auf gleicher Stufe
verglichen werde. Und der Ge-
meinderat zeigt sich in seiner Ant-
wort durchaus offen, zusammen
mit anderen Akteuren, inklusive
Komitee, auszuloten, «welche
Themen mit welchen Grundan-

nahmen überprüft und verglichen
werden könnten». Stadtpräsident
Erich Fehr (SP) sagt deshalb nach
Lektüre der Haltung des Regie-
rungsrats: «Wir haben uns offener
gezeigt als die Kantonsregierung.»

Fehr sagt, der Widerstand, der
durch «Westast – so nicht!» ge-
bündelt werde, sei inzwischen so
gross, dass man ihn nicht ignorie-
ren könne. «Das ist substanziell.»
Man müsse nun aber erst einmal
abwarten, wie sich der Grosse Rat
zur Motion von Moser äussern
werde. «Die Städte Biel und Ni-
dau werden sich nach dem Ent-
scheid des Grossen Rates, welcher
in gewisser Hinsicht die Aus-
gangslage klären wird, unter Ein-
bezug von Kanton und Bund ver-
tieft über das weitere Vorgehen
Gedanken machen», sagt Fehr.

Dabei werde auch das Komitee
miteinbezogen, «denn der Dialog
ist uns wichtig». Auch Nidaus
Stadtpräsidentin Sandra Hess
(FDP) hält fest, dass nun die Hal-
tung des Regierungsrats bekannt
sei, nicht aber die entscheidende
des Grossen Rats. Hess wird dem
Kantonsparlament ab kommen-
den Monat selber angehören, sie
wurde im März neu in den Gros-
sen Rat gewählt. Vertreten wird
die Motion indes für die Regie-
rung nicht mehr von Barbara Eg-
ger-Jenzer, die aus dem Regie-
rungsrat ausscheidet, sondern
durch ihren Nachfolger auf der
Bau-, Verkehrs- und Energiedi-
rektion, Christoph Neuhaus
(SVP).

Sollte das Kantonsparlament
eine vertiefte Überprüfung des
Alternativvorschlags tatsächlich
wie von der Regierung beantragt
ablehnen, sei das Problem damit
nicht einfach gelöst, betont Fehr.
Er weist zudem darauf hin, dass
der Bieler Gemeinderat zwar die
Haltung vertrete, dass eine Alter-
native dieselbe verkehrliche Aus-
wirkung wie das Ausführungspro-
jekt haben müsse. Es gebe aber
auch Gemeinsamkeiten mit
«Westast – so nicht!», die der Ge-
meinderat im Rahmen seiner
Einsprache zum Ausführungs-
projekt geltend gemacht habe.
Etwa bei der Minimierung der Be-
lastung während der Bauzeit oder
der Forderung, dass möglichst
wenige Bäume gefällt werden
dürften.

Mehr zum Westast im Dossier unter
www.bielertagblatt.ch/a5

Dreieinhalb
Jahre Haft

Bundesgericht Ein Mann aus
dem Seeland muss wegen schwe-
rer Körperverletzung ins Gefäng-
nis. Das Bundesgericht bestätigt
einen Schuldspruch des berni-
schen Obergerichts, dies berich-
tete der «Bund» gestern. Der
Mann hatte seine Schwester im
Juni 2015 wegen eines Erbstreits
mit einem Holzstock zusammen-
geschlagen. Das bernische Oberge-
richt bestrafte den heute 67-Jähri-
gen mit einer Freiheitsstrafe von
dreieinhalb Jahren (das BT berich-
tete). Die bereits in Haft verbrach-
ten 250 Tage werden von der
Strafe abgezogen. Der Mann
musste sich zudem einer ambu-
lanten Therapie unterziehen. So-
wohl der Verurteilte als auch die
Generalstaatsanwaltschaft hatten
das Urteil weitergezogen. Das
Bundesgericht hat beide Be-
schwerden jedoch abgewiesen. pst

Kaninchen
ausgesetzt

Studen Am Samstag sind in
einem Waldstück bei Studen zwei
Zwergkaninchen ausgesetzt wor-
den. Die Kantonspolizei hat Er-
mittlungen wegen Tierquälerei
aufgenommen und sucht nun
Zeugen. Mithilfe von Passanten
konnte die ausgerückte Polizei-
patrouille das schwarze und das
weisse Tier einfangen und in ein
Tierheim bringen.

Nach ersten Erkenntnissen wa-
ren die Tierchen mutmasslich im
Bereich der Verzweigung Kelten-
weg/Meienriedwäldliweg ausge-
setzt worden. Im entsprechenden
Waldstück wurden auch ein
Kleintierhäuschen und ein Spiel-
tunnel aus Holz gefunden. Perso-
nen, die verdächtige Beobachtun-
gen gemacht haben oder Anga-
ben zur Herkunft der Zwergka-
ninchen machen können, melden
sich unter 032 344 51 11. pkb

Mit dem Velo gegen die Autobahn: «Westast – so nicht!» mobilisiert gegen das geplante Ausführungsprojekt. mk/a

http://www.bielertagblatt.ch/a5

